
Kirchengericht 
 

für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
 
Evangelische Landeskirche und Diakonie in Württemberg 

 
 
 

1 AS 15/2021 D 
 
 

Beschluss vom 30. März 2023 
 

 
 
In der mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeit mit den Beteiligten 
 
 
1. ..... 
 - Antragsteller - 
 
 
2. ..... 
 - Beteiligte Ziffer 2 -  
 
 
 
 
 
hat das Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten Erste Kammer durch 
den Vorsitzenden Richter des Kirchengerichts (MVG) Herrn Ernst Amann-Schindler sowie 
die Beisitzende Richterin Frau Hannelore Zinßer und den Beisitzenden Richter Herr Gerald 

Bößler auf die Anhörung der Beteiligten am 30. März 2023 beschlossen:  
 
 

Der Antrag wird abgewiesen. 
  



Gründe:  
 

I. 
 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beteiligte Ziffer 2 keinen Grund hatte, die Zustim-
mung zur Eingruppierung von ...... in Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1 Vergütungsgruppenplan 
60 Anlage 1.2.1 zur KAO zu verweigern. 
 
Der Antragsteller beschäftigt seit 1. Oktober 2002 .... als Personalreferentin/Assistentin der 
Abteilungsleitung im Geschäftsbereich Personalwesen/Organisation, ..../kaufmännische Be-
rufsausbildung. 
 
Insgesamt werden in dem Geschäftsbereich regelmäßig 21 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
(inklusive Abteilungsleitung) sowie 9 Auszubildende beschäftigt. 
 
Dem Dienstverhältnis von ...... liegt der Dienstvertrag vom 21. Dezember 2004 zugrunde, 
nach dem die Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO) in der jeweils gel-
tenden Fassung Anwendung finden. 
 
Aus Sicht des Antragstellers ist ...... derzeit fehlerhaft in Entgeltgruppe 11 KAO eingruppiert. 
Der Vorstand des Antragstellers hat in seiner Vorstandssitzung vom 19. Juli 2021 beschlos-
sen, dass die von ...... besetzte Stelle zum 1. August 2021 in Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1 
überführt werden soll. 
 
Zu diesem Zweck hat der Antragsteller am 28. Juli 2021 die Zustimmung zur Stellenneube-
wertung und Höhergruppierung von ...... in Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1 Vergütungsgrup-
penplan 60 Anlage 1.2.1 zur KAO bei der Beteiligten Ziffer 2 beantragt. 
 
Mit E-Mail vom 9. August 2021 hat die Beteiligte Ziffer 2 ihre Zustimmung verweigert. Bereits 
zuvor hatte die Beteiligte Ziffer 2 bereits dreimal ihre Zustimmung zur beantragten Höher-
gruppierung von ..... verweigert. 
 
Aus Sicht des Antragstellers ist ..... in die Entgeltgruppe 12 einzugruppieren. Wegen des wei-
teren Sachvortrags des Antragstellers hierzu wird auf die Ausführungen in der Antragsschrift 
vom 20. August 2021 sowie auf die Ausführungen im Schriftsatz vom 11. Mai 2022 des An-
tragstellers Bezug genommen. 
 
 
Der Antragsteller hat zuletzt beantragt: 
 

Es wird festgestellt, dass die Antragsgegnerin keinen Grund hatte, die Zustimmung 
zur Eingruppierung von ..... in Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1 Vergütungsgruppen-
plan 60 Anlage 1.2.1 zur KAO zu verweigern. 

 
 
Die Mitarbeitervertretung beantragt, 
 
  den Antrag abzuweisen. 
 
  



 
Sie trägt im Wesentlichen vor, dass der Antragsteller zuletzt im Dezember 2020 die Zustim-
mung der Mitarbeitervertretung zur Höhergruppierung von .... in Entgeltgruppe 12 beantragt 
habe, was die Beteiligte Ziffer 2 mit Schreiben vom 10. Dezember 2020 verweigert habe.  
 
Bereits zuvor sei ein Höhergruppierungsantrag aufgrund des Antrags von .... vom 15. Feb-
ruar 2018 abgelehnt worden. 
 
Dem jetzigen Antrag des Antragstellers an das Kirchengericht (MVG) vom 20. August 2021 
stehe die Rechtskraft des zuletzt beantragten Höhergruppierungsverlangens nach Ableh-
nung durch die Antragsgegnerin entgegen. 
 
Zu dem am 28. Juli 2021 seitens des Antragstellers gestellten Antrags auf Zustimmung zur 
Stellenneubewertung und Höhergruppierung von .... in Entgeltgruppe 12 liege kein veränder-
ter Sachverhalt vor.  
 
Rein vorsorglich werde vorgetragen, dass es sich bei den Tätigkeiten von .... um die klassi-
schen Personalreferententätigkeiten handle. Diese würden nicht zu einer Eingruppierung 
nach Entgeltgruppe 12 führen. 
 
Lege man die von der Rechtsprechung entwickelten Auslegungsgrundsätze zugrunde, werde 
man davon ausgehen können, dass .... zurecht in der Entgeltgruppe 11 eingruppiert sei. Es 
fehle jedoch für die Entgeltgruppe 12 die weitere Heraushebung durch eine Tätigkeit, die 
sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgelt-
gruppe 11 heraushebe. 
 
Wegen der weiteren Ausführungen der Beteiligten Ziffer 2 im Einzelnen wird auf den Inhalt 
des Schriftsatzes der Beteiligten Ziffer 2 vom 2. März 2022 Bezug genommen. 
 
Der Antragsteller hat hierauf im Wesentlichen erwidert, dass ursprüngliche Höhergruppie-
rungsverfahren dem Begehren des Antragstellers nicht entgegen stehen würden. 
 
Letztendlich sei die Tätigkeit von .... der Entgeltgruppe 12 zuzuordnen. 
 
Wegen der Einzelheiten des Vorbringens des Antragstellers hierzu wird auf den Inhalt des 
Schriftsatzes des Antragstellers vom 11. Mai 2022 Bezug genommen. 
 
Wegen weiteren Vorbringens der Parteien im Einzelnen wird auf den Inhalt der Schriftsätze 
und die beigefügten Anlagen sowie auf das Protokoll über das Einigungsgespräch vom 
16. Dezember 2021 und das Protokoll über den Kammertermin vom 30. März 2023 Bezug 
genommen. 
 

II. 
 

Der Antrag der Dienststellenleitung ist zulässig, jedoch unbegründet. 
 
1. Der Antrag des Antragstellers ist zulässig. Das Feststellungsinteresse für den gestellten 

Feststellungsantrags ergibt sich bereits aus der Regelung des § 60 Abs. 5 MVG (Würt-
temberg). 
 

  



 
Der Zulässigkeit des Antrags steht auch nicht entgegen, dass die Beteiligte Ziffer 2 gel-
tend macht, dem jetzigen Antrag des Antragstellers an das Kirchengericht (MVG) vom 
20. August 2021 stehe die Rechtskraft des zuletzt beantragten Höhergruppierungsverlan-
gens nach Ablehnung durch die Antragsgegnerin entgegen. 
 
Denn selbst unterstellt diese Rechtsauffassung der Beteiligten Ziffer 2 treffe zu, ist dieser 
Einwand nach Auffassung der Kammer nicht im Rahmen der Zulässigkeit des Antrags 
sondern im Rahmen der Begründetheit des Antrags zu prüfen. 
 
Dementsprechend erweist sich der Antrag des Antragstellers als zulässig. 
 

2. Der Antrag des Antragstellers erweist sich jedoch als unbegründet, da sich die von .... 
ausgeübten Tätigkeiten zwar der Entgeltgruppe 11 zuordnen lassen, für eine Eingruppie-
rung in die Entgeltgruppe 12 jedoch die weitere Heraushebung durch eine Tätigkeit, die 
sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgelt-
gruppe 11 heraushebt, fehlt. 
 
Insoweit unterstellt die Kammer zunächst zugunsten des Antragstellers, dass die Rechts-
kraft des zuletzt beantragten Höhergruppierungsverlangens nach Ablehnung durch die 
Beteiligte Ziffer 2 dem jetzigen Antrag des Antragstellers nicht entgegensteht. 
 
Nach Auffassung der Kammer handelt es sich aber bei den Tätigkeiten von .... um klassi-
sche Tätigkeiten der Entgeltgruppe 11. Entgegen der Auffassung des Antragstellers ist 
die Tätigkeit von .... nicht der Entgeltgruppe 12 zuzuordnen. 
 
Zwar hat der Antragsteller im Schriftsatz vom 11. Mai 2022 unter Ziffer 3 auf den Seiten 5 
bis 8 nochmals im Einzelnen ausgeführt, warum die Eingruppierungsmerkmale der Ent-
geltgruppe 12 vorliegen. 
 
Zutreffend hat aber die Beteiligte Ziffer 2 ausgeführt, dass für die Eingruppierung in Ent-
geltgruppe 12 die weitere Heraushebung durch eine Tätigkeit, die sich durch das Maß 
der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt, 
fehlt. 
 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts bedeutet es für die Annahme 
des Heraushebungsmerkmals, dass die Qualifikation der Heraushebung als erheblich be-
trächtliche, gewichtige Heraushebung anzusehen ist, so dass eine besonders weitrei-
chende hohe Verantwortung zu fordern ist. 
 
Diesen Anforderungen genügt die Tätigkeit von ..... nicht. 
 
Aus der Stellenbeschreibung von ..... und den Ausführungen der Beteiligten zu ihrer Tä-
tigkeit ergibt sich durchaus eine verantwortungsvolle Tätigkeit, der aber eine weitere Her-
aushebung durch eine Tätigkeit, die sich durch das Maß der damit verbundenen Verant-
wortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt, fehlt. 
 
Dementsprechend war der Antrag des Antragstellers abzuweisen.  
 

 

III. 
 
Eine Kostenentscheidung hat gemäß § 61 Absatz 9 MVG.Württemberg nicht zu ergehen.  

 
  



 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diesen Beschluss findet nach Maßgabe von § 87 ArbGG und § 63 Abs. 2 MVG.Würt-
temberg die Beschwerde an den Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover statt. 
 
§ 63 Abs. 2 MVG.Württemberg lautet wie folgt: 
 
Die Beschwerde bedarf der Annahme durch den Kirchengerichtshof der Evangelischen Kir-
che in Deutschland. Sie ist anzunehmen, wenn 
 
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Beschlusses bestehen, 
 
2. die Rechtsfrage grundsätzlich Bedeutung hat, 
 
3. der Beschluss von der Entscheidung des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kirche 

in Deutschland, einer Entscheidung eines Obersten Landesgerichts oder eines Bundes-
gerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

 
4. ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem der Beschluss beruhen 

kann. 
 
Für die Darlegung der Annahmegründe finden die für die Beschwerdebegründung geltenden 
Vorschriften Anwendung. 

 
 
 

Ernst Amann-Schindler 
Vorsitzender Richter am Kirchengericht 

    
 
 
 
Hannelore Zinßer         Gerald Bößler 
Besitzende Richterin         Besitzender Richter 
 
 


